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 Satzung des Schachbezirks " Rur - Erft "

§ 1
Name, Sitz, Geschäftsjahr

1. Der Verein trägt den Namen "Schachbezirk Rur-Erft", nachfolgend SRE genannt.

2. Der Sitz des SRE  ist Düren.

3. Das Geschäftsjahr beginnt am 1. Januar und endet am 31. Dezember.

4. Der SRE soll in das Vereinsregister eingetragen werden.

5. Nach Eintragung im Vereinsregister nennt sich der Verein:

"Schachbezirk Rur-Erft e. V."

§ 2
Zweck und Aufgaben

1. Der SRE stellt einen organisatorischen Zusammenschluß seiner Mitglieder dar. Er ist eine sportliche und kulturelle Vereinigung, die parteipolitisch und weltanschaulich neutral ist. Der SRE ist selbstlos tätig und weder auf eigenwirtschaftliche Zwecke noch auf wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb ausgerichtet.

2. Der SRE erblickt seine Aufgabe in der Pflege und Förderung des Schachspiels als einer sportlichen Disziplin, die in besonderem Maße geeignet ist, der geistigen und charakterlichen Erziehung zu dienen. Zur Erfüllung dieser Aufgabe dienen vor allen die nach der Turnierordnung durchzuführenden Turniere, Meisterschaften und Veranstaltungen. Weitere Aufgaben sind die Unterrichtung der Öffentlichkeit von der Arbeit und den sportlichen Erfolgen im SRE sowie die Ausnutzung weiterer Möglichkeiten, soweit sie geeignet sind, für den Schachsport zu werben und ihn zu fördern.

3. Der  SRE ist über den  Schachverband Mittelrhein e.V.  Mitglied im Schachbund Nordrhein-Westfalen e.V.

§ 3 
Gemeinnützigkeit und Mittelverwendung 

1. Der SRE verfolgt auschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne der Abgabenordnung im Gemeinnützigkeitsrecht.

2. Die Mittel des SRE dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Eigenwirtschaftliche oder sonstige Gewerbstätigkeit sind ausgeschlossen.

3. Die Mitglieder des SRE erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Bezirks. Der SRE darf keine Person oder Organisation durch Ausgaben, die dem Zweck des Bezirks fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Zuwendungen begünstigen.

4. Die Tätigkeit aller Mitglieder, Organe und der Einrichtungen sowie sonstiger Beauftragter des SRE ist ehrenamtlich. Die Erstattung notwendig gewordener Ausgaben sowie die Zahlung von Reisekosten erfolgt nach Maßgabe der Finanzordnung.

§ 4
Mitgliedschaft

1. Bei den Mitgliedern des SRE wird unterschieden zwischen

a) ordentlichen Mitgliedern,

b) Ehrenmitgliedern.

Ordentliche Mitglieder sind die Schachvereine und Schachabteilungen von Sportvereinen des SRE und deren Einzelmitglieder.

Ehrenmitglieder des SRE können nur natürliche Personen werden, die sich um den Schachsport oder um den SRE besondere Verdienste erworben haben. Die Ehrenmitgliedschaft kann nur durch die Bezirksversammlung verliehen werden.

2. Über die Aufnahme von ordentlichen Mitgliedern entscheidet der Vorstand. Der Aufnahmeantrag bedarf der Schriftform. Der aufzunehmende Verein muss seine Satzung beifügen.

Die Ablehnung eines Aufnahmeantrags ist schriftlich zu begründen. Gegen die Ablehnung eines Aufnahmeantrags ist der Einspruch zulässig. Das gilt nicht, wenn die Aufnahme von einem Verein beantragt wird, der in den letztvergangenen 5 Jahren ausgeschlossen wurde oder während eines laufenden Ausschlussverfahrens ausgetreten ist und auch nicht für Ersatzorganisationen solcher Vereine.

Soweit der Einspruch zulässig ist, ist der abgelehnte Verein auf diese Möglichkeit hinzuweisen. Über den Einspruch entscheidet die nächste Bezirksversammlung endgültig.

3. Die ordentliche Mitgliedschaft endet durch Austritt, Auflösung oder Ausschluss eines Mitglieds. Der Austritt kann nur unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von 3 Monaten zum Ende eines Spieljahres erfolgen. Die Kündigung ist dem  Vorstand gegenüber schriftlich zu erklären.

Die Ehrenmitgliedschaft endet durch den Tod, Verzicht oder Ausschluss des Mitglieds.

Mit dem Ausscheiden aus dem SRE erlischt jeglicher Anspruch an das Vermögen des SRE.

§ 5
Rechte und Pflichten der Mitglieder

1. Die Vereine haben im Rahmen der nachstehenden Bestimmungen Anspruch auf Teilhabe an der Willensbildung des SRE.

Sie haben das Recht, zu den vom SRE ausgerichteten Mannschaftswettkämpfen gemäß der Ausschreibung und entsprechend ihrer Mitgliederstärke und ihrer sportlichen Qualifikation Mannschaften zu melden und sich an der sportlichen Qualifikation für höhere Ebenen zu beteiligen.

Sie haben einen eigenen Anspruch darauf, dass die Rechte ihrer Mitglieder gewahrt werden.

2. Die Vereinsspieler haben Anspruch auf Teilnahme an allen vom SRE veranstalteten Einzelwettkämpfen gemäß der Ausschreibung und auf Bescheinigung der dort errungenen Qualifikation zu höherrangigen Wettkämpfen.

Sie haben Anspruch auf Teilnahme an der Bezirksversammlung, solange Raumgründe nicht entgegenstehen. Dieser Anspruch verleiht kein Stimmrecht. Ein Äußerungsrecht kann vom eigenen Verein oder vom Vorstand verliehen oder vom Versammlungsleiter erteilt werden.

3. Alle Mitglieder haben die Pflicht, alles zu unterlassen, was den SRE in der Erfüllung von Zweck und Aufgaben gem. § 2 behindert, was dem Ansehen des Schachsports, des SRE, seiner übergeordneten Verbände und seiner Mitglieder schadet.

Sie haben die Pflicht zur Beitragszahlung gemäß der Finanzordnung.

Im Zusammenhang mit schachsportlichen Wettkämpfen besteht die Pflicht zur Sportlichkeit und zur Einhaltung der Regeln gemäß der Turnierordnung.

Sportlichkeit umfasst insbesondere auch die Wahrung und Achtung der Ehre und der Menschenwürde aller Mitglieder des SRE.

§ 6
Sanktionen gegen Mitglieder

1. Vereinsschädigendes Verhalten kann mit dem Verweis, dem Ausschluss vom Spielbetrieb oder dem Ruhen der Mitgliedschaftsrechte geahndet werden.

Vereinsschädigendes Verhalten ist die grobe oder beharrliche Verletzung der gemäß dieser Satzung obliegenden Pflichten, die Gefährdung der Existenz oder der Handlungsfähigkeit des SRE und die Herabsetzung des Ansehens des SRE in der Öffentlichkeit.

2. Ergibt sich aus den Umständen der Tat oder dem Verhalten des Mitglieds nach der Tat die naheliegende Gefahr weiteren vereinsschädigenden Verhaltens, so wird das Mitglied aus dem SRE ausgeschlossen.

3. Der Verweis ist die eindringliche Mißbilligung des vereinsschädigenden Verhaltens, verbunden mit dem Hinweis, dass weiteres vereinsschädigendes Verhalten vergleichbaren Gewichts zum Ausschluss aus dem SRE führen kann.

4. Der Ausschluss vom Spielbetrieb ist zeitig. Die Höchstdauer beträgt 3 Spieljahre einschließlich des laufenden Spieljahres. Mit dem Ausschluss vom Spielbetrieb ist ein Verweis zu erteilen.

Der Ausschluss vom Spielbetrieb kann auf einzelne oder sämtliche Mannschaften eines Vereins beschränkt werden.

5. Das Ruhen der Mitgliedschaftsrechte ist zeitig. Die Höchstdauer beträgt 5 Jahre. Mit dem Ruhen der Mitgliedschaftsrechte ist ein Verweis zu erteilen.

Ist ausschließlicher Anlass der Verhängung des Ruhens der Mitgliedschaftsrechte die beharrliche Nichtzahlung von Beiträgen, so ist die Dauer in der Regel 2 Jahre. Das Ruhen der Mitgliedschaftsrechte endet in diesem Fall, sobald alle Beitragsrückstände ausgeglichen werden. Tritt dieser Fall bis zum Ablauf der verhängten Dauer nicht ein, so wird das Mitglied in der Regel ausgeschlossen.

6. Die Turnierordnung kann vorsehen, dass Verstöße gegen Spiel- und Turnierregeln durch den Spielleiter mit der Verwarnung, der Geldbuße bis 800,-- DM, der Sperre, dem Punktabzug oder dem Abstieg um eine oder mehrere Klassen geahndet werden.

Dem Betroffenen steht der Protest zum Spielausschuss zu.

Die Turnierordnung kann eine Protestgebühr bis zu 200,-- DM vorsehen.

Das Nähere regelt die Turnierordnung.

§ 7
Verfahren bei vereinsschädigendem Verhalten

1. Das nachstehende Verfahren gilt für die Erteilung eines Verweises, für den Ausschluss vom Spielbetrieb, das Ruhen der Mitgliedschaftsrechte sowie für den Ausschluss aus dem SRE.

2. Für die Ahndung vereinsschädigenden Verhaltens zuständig ist der Vorstand.

3. Er gibt die Eröffnung des Verfahrens unter Darstellung des Sachverhalts dem Betroffenen bekannt. Wenn ein Ausschluss aus dem SRE in Betracht kommt, wird das ausdrücklich mitgeteilt.

4. Dem Betroffenen ist die Möglichkeit einer schriftlichen Stellungnahme einzuräumen. Nach Eingang der Stellungnahme oder nach Ablauf einer dafür gesetzten Frist trifft der Vorstand seine Entscheidung und teilt sie dem Betroffenen schriftlich mit. Die Entscheidung ist zu begründen und mit einer Belehrung über die Möglichkeit des Einspruchs und der einzuhaltenden Form und Frist zu versehen, wenn sie auf die Verhängung einer Sanktion oder auf Ausschluss aus dem SRE lautet.

5. Der Betroffene kann in diesem Fall innerhalb 2 Wochen nach Zustellung durch Einreichung einer Einspruchsschrift beim Vorstand Einspruch erheben.

6. Über den Einspruch entscheidet die Bezirksversammlung.

7. Die Einladung zur Bezirksversammlung soll in diesem Fall die Einspruchsverhandlung unter Bezeichnung des Einspruchsführers und der angegriffenen Entscheidung als gesonderten Tagesordnungspunkt ausweisen.

8. Auf der entscheidenden Bezirksversammlung ist der angegriffene Beschluss mit seiner Begründung zu verlesen.

9. Dem Einspruchsführer ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.

10. Die Bezirksversammlung kann weitere Beweise aufnehmen, insbesondere präsente Zeugen hören.

11. Anschließend erhält ein Vertreter des Einspruchsführers das Wort zu einem Schlussvortrag. Nach Beendigung seines Schlussvortrags kann der Einspruchsführer seinen Einspruch nicht mehr zurücknehmen.

12. In der anschließenden Beratung und Abstimmung haben ausschließlich Abstimmungsberechtigte ein Anwesenheitsrecht.

13. Von der Abstimmungsberechtigung ausgeschlossen sind der Einspruchsführer, seine Delegierten und Mitglieder.

14. Die Bezirksversammlung entscheidet über das Ob und Wie einer Sanktion in eigener Kompetenz, sie kann insbesondere den Beschluß des Vorstandes bestätigen, aufheben, abmildern oder verschärfen. Sie kann jedoch nicht auf Ausschluss aus dem SRE erkennen, wenn der angegriffene Beschluss nicht auf Ausschluss aus dem SRE lautete.

15. Nach der Abstimmung sind die von der Schlussberatung und –abstimmung ausgeschlossenen Personen wieder zuzulassen und das Ergebnis der Abstimmung bekanntzugeben. Mit der Bekanntgabe treten die Wirkungen einer verhängten Sanktion unmittelbar und sofort in Kraft.

16. Über die Einspruchsverhandlung ist ein besonderes schriftliches Protokoll anzufertigen, das die Einhaltung aller wesentlichen Verfahrensvorschriften dokumentiert.

17. Die Verhängung einer Sanktion soll begründet werden. Dabei ist die Bezugnahme auf die Begründung der angegriffenen Entscheidung zulässig. Die Begründung kann in das Protokoll aufgenommen werden.

18. Das vorstehende Verfahren ist sinngemäß anzuwenden, wenn ein Mitglied aus wichtigem Grund, der nicht auf vereinsschädigendem Verhalten beruht, aus dem SRE ausgeschlossen werden soll.

§8
Sofortmaßnahmen
1. Der Vorstand kann in Verfahren, die einen Ausschluss aus dem SRE oder das Ruhen der Mitgliedschaftsrechte zur Folge haben können, das einstweilige Ruhen der Mitgliedschaftsrechte durch Beschluss anordnen, wenn dies erforderlich ist, um die naheliegende Gefahr des Schadens für den SRE oder sein Ansehen in der Öffentlichkeit abzuwenden. Der Beschluss kann mit der Eröffnung des Verfahrens (§ 7 Ziffer 3) verbunden werden. Er hat keine Auswirkungen auf die Wahrnehmung der Rechte des Betroffenen im laufenden Sanktionsverfahren. Der Vorstand  kann den Beschluss in jeder Lage des Verfahrens einschränken oder aufheben.

2. Ein Einspruchsführer, dessen Mitgliedschaftsrechte gemäß Ziff. 1 ruhen, kann beantragen, dass die Bezirksversammlung innerhalb von 2 Monaten ab der Anbringung des Antrags über den Einspruch entscheiden möge. Dem Antrag ist in der Regel stattzugeben. Erforderlichenfalls beruft der Vorstand eine außerordenliche Bezirksversammlung ein.

3. Der Vorstand kann beim Ausschluss aus dem SRE, beim Ausschluss vom Spielbetrieb und beim Ruhen der zur Abwicklung laufender Turniere und Meisterschaften Sonderregelungen anordnen.

§ 9
Organe des Bezirks

Die Organe des Bezirks sind:

a)
der Vorstand

b) 
der Spielausschuß

        
c) 
die Bezirksversammlung

§ 10
Vorstand

1. Der Vorstand setzt sich zusammen aus:

a)
1. Vorsitzender

b)
2. Vorsitzender

c)
Schriftführer

d)
Kassierer

e) 1. Spielleiter

f) 2. Spielleiter

g) 
Jugendwart

h)
DWZ-Bearbeiter

i)
Internet-Beauftragter

2. Der Vorstand regelt alle Bezirksangelegenheiten, soweit sie nicht nach der Satzung einem anderen Organ des SRE vorbehalten sind und hat die Beschlüsse der Bezirksversammlung auszuführen.

3. Die Vorstandbeschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefasst; bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des 1. Vorsitzenden.

4. Der Vorstand ist verpflichtet, die Geschäfte des SRE in einwandfreier und gewissenhafter Weise zum Wohle der Mitglieder zu erfüllen. Bei mangelder Pflichterfüllung oder dauender Verhinderung eines Vorstandsmitgliedes hat der 1. Vorsitzende einen kommisarischen Stellvertreter zu ernennen, der die Geschäfte des ausgefallenen Vorstandsmitgliedes bis zur nächsten Bezirksversammlung wahrnimmt.

5. Sitzungen des Vorstandes werden vom 1. Vorsitzenden nach Bedarf einberufen, jedoch können zwei Vorstandsmitglieder unter Angaben des Grundes eine Vorstandssitzung erwirken. Diesem Verlangen ist seitens des 1. Vorsitzenden innerhalb von 14 Tagen stattzugeben.

6. Der Vorstand ist beschlußfähig, wenn bei ordnungsgemäßer Einberufung mindestens fünf Mitglieder anwesend sind. Das Erscheinen der Vorstandsmitglieder ist Pflicht, wenn nicht zwingende Hinderungsgründe rechtzeitig vor dem Sitzungstermin dem 1. Vorsitzenden zur Kenntnis gebracht werden.

7. Vorstand im Sinne des § 26 BGB ist allein der 1. Vorsitzende. Er vertritt den SRE gerichtlich und außergerichtlich.

§ 11
Bezirksversammlung
1.
Die Bezirksversammlung besteht aus :

a)
dem Vorstand

b)
den Ehrenmitgliedern

c)
den Vorsitzenden der Vereine des SRE, bzw. deren Vertreter und für jede gemeldete Seniorenmannschaft einem  Delegierten.


d)
der Vorsitzende des Spielausschusses 

2.

Die ordentliche Bezirksversammlung ist mindestens einmal im Jahr vom 1. Vorsitzenden einzuberufen. Die Einladung ist spätestens 14 Tage vorher mit der Tagesordnung zu versenden.

3.
Eine außerordentliche Bezirksversammlung kann jederzeit einberufen werden

a)
auf Antrag des  Vorstandes,

b) 
auf Antrag mindestens 1/3 der Bezirksvereine.

4.
Die Einberufung einer a.o. Bezirksversammlung hat  vom 1. Vorsitzenden innerhalb von 30 Tagen zu erfolgen.

5.

Jede ordnungsgemäß einberufene Bezirksversammlung ist beschlußfähig. Beschlüsse werden, sofern in der Satzung nichts anderes gesagt ist, mit einfacher Stimmenmehrheit der abgegeben Stimmen gefaßt. Bei Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt. 

6.
Es können keine zwei Stimmen von einer Person abgegeben werden.

7.
Die Bezirksversammlung ist zuständig für :

a) 
die Behandlung des Einspruches gegen das Protokoll der letzten Bezirksversammlung

b) 
Entgegennahme der Jahresberichte der Vorstandsmitglieder

c)  
Wahl der Rechnungsprüfer und sonstiger Bevollmächtigter

d) 
Entlastung und Neuwahl des  Vorstandes

e)  
Wahl des Spielausschusses


f) 
Beschlußfassung über Einsprüche gegen Entscheidungen des Vorstandes,


g) 
Beschlußfassung über Satzungsänderungen mit 2/3 Stimmenmehrheit,


h) 
Festsetzung der Bezirksbeiträge,


i) 
Verleihung der Ehrenmitgliedschaft und bei sonstigen Auszeichnungen, 


j)
Beschlußfassung über Auflösung des SRE mit 2/3 Mehrheit (gemäß § 17)

8.      Der  Vorstand wird für zwei Jahre gewählt, und zwar in den Jahren mit gerader Jahreszahl 

a)
1. Vorsitzender


b) 
Schriftführer


c) 
1. Spielleiter


d)
Internet-Beauftragter

in den Jahren mit ungerader Jahreszahl


a) 
2. Vorsitzender


b) 
Kassierer


c) 
Jugendwart


d) 
DWZ Bearbeiter


e)
2. Spielleiter


Wiederwahl ist zulässig.

9.      Grundsätzlich soll über sachliche Fragen offen, über persönliche geheim abgestimmt werden. Es ist

jedoch möglich, auch über Personen durch Handzeichen abzustimmen. Auf Antrag eines    Stimmberechtigten muß jedoch die geheime schriftliche Abstimmung vorgenommen werden.  Bei Abstimmungen über Personen ruht das Stimmrecht der Betreffenden.  

§ 12
Protokollführung

1. Über jede Bezirksversammlung und über jede Sitzung des  Vorstandes ist Protokoll zu führen.

2. Die Protokolle der Bezirksversammlung sind vom Schriftführer  zu erstellen und den Vereinen innerhalb von 4 Wochen nach der Versammlung zuzustellen. Einsprüche sind innerhalb von 4 Wochen nach Zustellung des Protokolls an den Vorstand zu richten.

§ 13
Spielausschuß
1. Der Spielausschuß wird für zwei Jahre gewählt und besteht aus fünf Mitgliedern und drei Ersatzmitgliedern.

2. Die Mitglieder des Spielauschußes dürfen nicht Mitglieder des  Vorstandes sein.

3. Der Spielausschußvorsitzende wird aus der Mitte des Spielauschuß gewählt.

4. Der Spielausschuß ist mit fünf Mitgliedern beschlußfähig. Die Entscheidungen werden mit einfacher Mehrheit getroffen. 

5. Die Aufgabe des Spielausschuß ist die Entscheidung von Protesten gegen Entscheidungen des Spielleiters und Jugendwarts. Bei einem Protest, an dem ein Spielauschußmitglied oder dessen Verein beteiligt ist, tritt ein Ersatzmitglied ein.

§ 14
Beiträge

Der SRE erhebt Beiträge. Über die Höhe der Beiträge beschließt die Bezirksversammlung. Das Nähere regelt die Finanzordnung.

§ 15
Turnierordnung 

Der SRE hat eine Turnierordnung. Diese kann von der Bezirksversammlung geändert werden.

§ 16
 Satzungsänderung

Eine Satzungsänderung ist nur zulässig, wenn sie in der Einladung zur Bezirksversammlung als Tagesordnungspunkt ausgewiesen ist und 2/3 der anwesenden Stimmberechtigten zustimmen.

§ 17
Auflösung des Bezirks
1. Über die Auflösung des SRE entscheidet die Bezirksversammlung. Sie ist nur zulässig, wenn die Einladung einen entsprechenden Tagesordnungspunkt enthält. Die Auflösung des SRE erfordert 2/3 der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten.

2. Im Falle der Auflösung des SRE wird das vorhandene Vermögen einem von der Versammlung zu bestimmenden Treuhänder übergeben und nach Ablauf eines Jahres wohltätigen Zwecken zur Verfügung gestellt, falls nicht innerhalb dieser Frist eine gleichartige Schachorganistion gebildet ist. Die Nachfolgeorganistion übernimmt in diesem Falle das gesamte Vermögen.

§ 18
Inkrafttreten der Satzung
Diese Satzung ist auf der Bezirksversammlung am 18. Mai 2001 in Düren mit der erforderlichen 2/3 Stimmenmehrheit beschlossen und tritt von diesem Zeitpunkt in Kraft. Die Satzung des SRE vom 26. Mai 1979 tritt gleichzeitig außer Kraft.
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